
M10.2: NPD-Parteiverbot als Instrument der wehrhaften Demokratie? 
Einteilung der Menschheit in Rassen - Grundlagen, Ausprägungen, Folgen
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An der Verfassungsfeindlichkeit der rechtsextremen Nationaldemokratischen Partei
Deutschlands (NPD) besteht iberhaupt kein Zweifel. Trotzdem wagen wir nicht, einen
Verbotsantrag zu stellen. Denn es gibt Zweifel am Erfolg eines Verbotsverfahrens.
Und die stammen aus der Angst vor einer zweiten Niederiage vor dem Bundesverfas-
sungsgericht.
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Diese Angstzweifel haben einen Grund, aber sie missen iberwunden werden. Die
_-NPD gehort nicht in unser demokratisches Parteienspektrum, weil sie und die in ihr

Parteiumfeld integrierten Schldgerhorden den aus einer parlamentarischen Demo-

kratie bestehenden Staat bekémpfen und ihn abschaffen wollen. Also ist sie keine
- 10 Konkurrenz im Parteiensystem, sondern dessen Gegner. Und wir diirfen nicht langer
zusehen, wie sie dieses gewachsene System lacherlich und verdchtlich macht, wie
sie es ausnutzt und unterlduft, wie sie es aushebeln und schlieBlich abschaffen will.
Wenn das Verbot jetzt nicht ernsthaft betrieben wird, zeigt der Staat eine Schwach-
stelle. Eine Schwéche, die den rechtsextremen Nationalen Anlass fir Hass und Ge-
walt bietet.
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2001 hatten Bundestag, Bundesrat und Bundesregierung gemeinsam ein Verbotsver-
fahren eingeleitet. Es scheiterte 2003 nicht wegen mangelnden Beweismaterials, son-
dern an einem Verfahrensmangel: NPD-belastende Zitate im Verbotsantrag stammten
von Spitzeln, die im Parteiapparat saBen und den Verfassungsschutzamtern Material
lieferten. Diese juristische Pleite fir Pariament und Regierung war einer der gréBten
denkbaren Unfille in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland. Die Rechts-
extremen lachten sich ins Faustchen. Unter dem Schutz der von ihnen abgelehnten
Rechtsordnung strafften sie ihre Organisation und ihren Unterbau. Sie fihlen sich als
nicht verbotene Partei immer sicherer, erzielten vereinzelte Wahlerfolge, machen mit
staatlichen Zuwendungen aus Steuermitteln widerliche Propaganda und treten in zwei
Landesparlamenten, in Sachsen und in Mecklenburg-Vorpommern, dreist auf.

2

o

2

a

Offene Auslanderfeindlichkeit, fanatischer Rassismus, wiister Hass gegen Minder-

heiten und Obelster Antisemitismus sind Merkmale der NPD-Ideologie, die schon

langst nicht mehr verborgen wird. Das alles unter dem Schutz des Staates, den sie
% abschaffen wollen. Und mit dem Geld des Staates, den sie abschaffen wollen. Dem
ddrfen wir nicht langer zusehen. Ein demokratischer Staat, der seine undemokra-
tischen Feinde ungeniert auftreten lasst und sie auch noch alimentiert, ist nicht to-
lerant, sondern feige. Das fatale Signal der Untatigkeit wird von der NPD mit ihren
Anhangern und Mitlaufern als Einladung verstanden, sich zu etablieren. Und viele
Wahlerinnen und Wabhler, die gar nicht alle unbedingt der NPD-ldeologie folgen,
sondern aus Protest gegen subjektiv gefiihite Benachteiligungen rechtsextrem wah-
len, diirfen denken, das sei doch gar nicht so schlimm, denn die Partei ist ja nicht
verboten.
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Parteien, heiBt es im Grundgesetz, sollen an der politischen Willensbildung mitwirken.

«0 Die NPD muss aber genau daran gehindert werden, diese 6ffentliche Aufgabe wahr-
zunehmen. Doch wenn Information, Aufklarung und Seminare, Auseinandersetzung
und Protestkundgebungen, Lichterketten und ,Gesicht zeigen“ nicht ausreichen,
muss eben das konsequente Mittel angewendet werden: Verbot. Damit wirde der
organisierte Rechtsextremismus illegal.

ss Es bleibt eine Frage, die mit keinern Verbot zu Idsen ist: Wie bekommen wir die rechts-
extremen Denkmuster und Gesinnungen weg, die in weiten Teilen der Bevolkerung
verbreitet und verankert sind? Sie sind mit einem Gerichtsurteil nicht auszuldschen.
Dazu ist es nétig, nicht nachzulassen mit politischer Bildung. Und es ist erforderlich,

eine Politik zu gestalten, die das Vertrauen in die Demokratie so stérkt, dass rechtsex-
so treme Spriiche nicht mehr verfangen.

Helmut Lithiffel, auf: www.bpb.de, 20.11.2007
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